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I Bundesminister für Finanzen t'r:c,M a :-: g 8. r f~ t h a 'b eantwortet 

~lii EinYJrnehmen mit· dem Jkndesministerium für HQndel und Wiederaufbau 

eine Anfrage der .A.bg~M are h n e r u~d Genossen&, betreffend die Durch­

fÜhrung des Wohnhaus-Wiederauf'baugesetzes, wie folgt~ 

Zufolge § 14 Abs dl4 des Wohnhaus ..... vriederau.fbaugesetzes~, 

) BGJ31"N;t-,,130!1948, im folgenden eil'lfaoh Gesetß genannt, Bollen 

die nä.heren V6rschriften über di~ Fondsbei träge ~ insbesond.ere über die Be­

hörden, das Verfahren, die Veranlagung, Fälligkeit 1,md Einbring'tl.rtg durch 

eine Verordnung der Bundesregieru.ne; erlaflsen werden, die der Zustimmung des 

Ha~pt8ussohusses des Nationalrates "pi;ldarf$ Den Entwurf für diese Verordnung 

hätte d.asi'ederführende Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau. iM 

Einvernehmen mit .den übrigen zuständigen Eundesministerien ausz,uarbeiten. 

Durch diese Verordnung müssten zunächst die Grul1dlägen für die vollständig~ 
. . ~ 

und riQhtige Erfassung aller gemäss § 7 des Wohn.'-laus-T~iederaufbaugelile~~es 

lleitragspfliohtigen gesohaffQn werden. Die aus dem .Jah:):'e 193~ stammenden, bei 

den Finanzämtern erliegenden Nachweisungon über die Höhe des Friedens~1nses 

1914 bilden ... sQweit Si,9 nioht duroh Kriegseinwirkungen verniohtetwurden ... 

keine brauohb.are Grundlage für die Beitragsfestsetzung, weil sie durch die 

zylischenzeit·4.e,e,ll Veränderungen in der Zinsbildung während der v ergangenen 

10 Jahre unrichtig geworden sind~ Die be:i,. dan. Gemeinden teilweise nooh aufbe­

wahrten Erklärungen zurWohnbausteuer, bzw~ z'Ilr Mietzinseteuer sind ebenfalls 

heute nioht mehr brauchbar., Für die Veranla,ung der Beiträge gemäs$' §7 AllS .• 1 
Z, .20 (WOhnhäuser, die hinsiohtlich der Mietzinsb estimmung nicht den Bestimrilun-

. . 
gen des 14ietengesetzes unt erliegen). sowie für die Veranla8Wlg der geXlläss 

§ 1 Ab$.i.l z., 'von den Pfandgläubigern zu leistenden Beiträ.ge fehlt überhaupt 

jede Unterlage. Brau,cl:!.bare Unterlagen für eine Veranlasung können daher nur 

im Wege einer "Mietzinserklärung" gewonnen werden, d ie von allen zur Be1-

tragsleistul'lg verpflichteten LiegenschaftseigentüIII:ern abgegeben werden 

müsste. Diese ErkHirungYfaüssten sadann wenigstens stichprobenweise Qberprüft 

und hieb~d entspreohend e,rgänzt werden ~ 

Die Aufbringung der Fondsmittel würde du:rch die Auflegung der 

erforderliohen Erklärungs~ordruck'e, die Verarbeitung d er Erklärungen, die 

besoheidmässige Festsetzung der Beiträge und ihre 'tJberprüfung im Reohtsmittel-

., 
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verfahren, durch die Parifizierung von Mieten uoa ... einen bedeutenden Ver­

waltut16saufwand verursachen, der mit etwa 10 Millionen Schilling nicht zu 

hoch veranschlagt wird. Stellt man die6e~ beträohtlionen Verwaltungs8ufwand 

das erzielbar~ Ergebnis gegenüber, das mit jährlich rundS3 Millionen 

Schilling eingeschätzt .werden kann, muss es mehr als zweifelhaft ers.cheinen, 

ob die Durchführung der Bestimmungen des § 7 Abs;l Z.2 und 3 überhaupt .vor­

antwortet .erden kann. Diese Zweifel an der Zweckmässigkeit der gewählten 

Form für die Aufbringung der Fondsmittel werden nooh verstärkt, wenn man 

diesem .Aufkommen von 8; Millionen Schilling den Wiederaufbaubedarf von 

insgesamt 1,11 MillierdenSchilling gegenüberstellt, wovon nach Abzug der 

" bereits bewill:l.gten 450 Millionen Schilling noch imIIler Wiedera'ijfbau1i;osten 

im bereits angemeldeten B~t:;:ag9 von 720 Millionen .sohilling cffenbleiben~ 
, , 

Angesiohts dieser Saehloge gewann daher der Gedanke einer 

Novellierung,bzw .. einer vollständ.ig ,neuen; zielführenderen Behaniilung 

des Wicderau!bauproblems immer mehr RauIDQDas Bl,mdeaministeriUm für Bandel 

und W1ederaui1>au hat daher die Ausarbeitu.ng eines Entwurfes für die von 

der Bundesregierung gemäss § 14 1~bs.,4 zu erlass~~~de Verordnung V01"~rst zurück­

gestellt ,eo dass derzeit die Behörden, dme an der Veranl~gung und Einbrin­

gungder Beit;räge mitzuwirken. hätten, noch niohtbestimmt sind. 

5,?weit nach" den Bestimmungen des Gesetzes dem Bundesministerium 
t 

für Finanzen unmittelbar einzelne Aufgaben obliegen, ist deren Du.rcbfiihrUng 

im Zuge. Dem Fonds w'IJ.rden vom Bundesministerium für Finanzen bisher gemäss 

§ 7 Z~l lit.b insgesamt 180 Millionen Sohilling als unverzinsliohe Vorschüsse 

zur Verfügllnggestellt.Die zuständigen Abteilungen des Bundesministeriumsfür 

Finanzen stehen, laufend in Verhandlungen mit den. -amtern der Lalldesregi~rungen 
, ! - •... ; 

hinsiohtlich dereinheitli.chen Durchführung der auf Grund der Ermäohtigung . :. "-

des § 2l .A'bs. ~ von, (ien Ländern beschlossenen Grund:steuerbe.tr~:ill.~~gesetze. 

Die l)urcht'üh11ulgsverordnungen für Wien \UldNieder'osterreic,hsind, bereits 
, 

w!rkSBlDt in Kärnten wurde an Stelle einer DurchführungsverOrdnung eine 

Novellierung de~' urepxüngliQhen Grundsteuercei'reiungsgesetzes 'V'orge.nommen~ 

Hit allen übrigen Bundesländern steht eine einvernehmliche Regelung für dia 

Durehfiihrung der ~unlisteuerbet'reiungsgesetze unmittelbar vor dem Absohluss<) 
.. Zur Durohführung der im § 22 des Gesetzes vorgesehenen Stempel. 

und Gebührenfreiheit bedurfte es keiner besonderen Anordnungen. 
Äbsohlieesend wird festgestellt, dass· der ;m § 7.des Gesetzes vor-­

gesehene Weg zur Aufbringu.ngder Fondsmittel angesichts des in d.er ZWi.schen­
zeit festgestellten Bedal'fes nic4t Qder nicht mehr als zweckentspreohend an­
gesehen wer~en ka~unddass vor allem die dar~n vorgesehene Beitragsei1ll>.ebung 
sowohl bei den bet~iligten Behörden, als auoh bei' den Beitragspflichtigen . 
selbst einen Aufwand verur'!~"~hen w ürde~ der angesiohts des unzl)reiohendan Er-, 
trägnisses heute nicht mehr verantwortet w.erden könnte~ 

-.-.-.-.--
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